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Bekäagte unä Ravisionskiägerin‚

Der 53 Senat des Bundessozialgerichts hat Ohne mündliche

Verhandlung am 25„ Februar 1981

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Sozialgerichts Duisburg vom 36. April 1979 geändert.

Die Klage wird als unzulässig abgewiesen9 soweit mit

ihr die Aäänderung dar Entsaheiéung der Beklagten vom
12* Mai ?978 begehrt wird‚

Im übrigen wird die Revisi©n zurückgewiesen„

Kosäen sind nicht zu erstatten,
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Die Klägerin beansprucht Ersatz der AUEWendumgen, ei■ äenen

sie eich in ihrer Eigenschaft ale örtlicher Träger der Sozial—

hilfe an dee Kos■en der Eingliederung von Zahnersatz bei einem

Mitglied der Beklagäen beteiligü hai„

Die %itwe älisabe■h S„ (Versicherte) bezieht von der Beklagten

Hlnterbliebenenrente und genieße deahalb zugleich den Schutz

der knappeehaftlicäen Krankemverelcherung der Rentner (KVdR).

Sie ist durch die Folgen einee Sehlaganfalle pflegebedürftig

amd erhält ■ilfe zür Pflege gemäß @ 68 äee Bunäeaeozialhilfem

geeetzes (BSHG)‚ lhre ■ltwenrente (im Jahre 3978 ein monatlicher

Betrag von 1.095; 50 DM) wire von der Klägerin vereineahmü, äie

damit zu einem Teil die dem überörtlichee Träger der Sozial«

hilfe anfallenden Koeien für die Unterbringung der Versicherten

in einem Pflegeheim äeckt„ Dee Versicherten bleibü lediglich

eie Taechengeld, das im Jahre 1978 den Betrag von ?58‚—— DM im
Monat ausmachte=

lm Je„uar 3978 rwies sich nach ärztlicher Beurteilung die

Versoreung @er Versicherten mit Zahnereatz als motwendig„ Zu

den durch die Behandlung verureachüen Kasten leigtete die Be—

l te ala Träger de? knappachaftlichem KVdR einen Zuechuß von
80 VR dee Rechnungsbeiragee„ Die %eigerung, wie beanäragt auch

die restlichen Kosten zu übernehmen, begründeée sie éer Verm

her en gegenüber mit dem Hinweis auf deren EinkemmensveehältmC
s)

}.
..1 0 <
“?

-

nisse° Daraufhin verpflichtete eich die Klägerla gegenüber dem

behandelnden Zahnarzt zur Zahlung der Reetkoeten von 261,60 DM
uné fcrderäe in dieser Höhe von der Beklagten Ereetz„ Dieeee

Verlangen lehnte die Beklagüe mit Schreiben vom ■2„ Mai l978

ab‚

Das Sozialgericht (SG) Euieburg hat die Beklagee “unter Ähände«
rung der £ntecheidung vom ■2„5„?97ä“ verpflichäet$ dem Ereetz«

begehren zu entsprechen und an die Klägerin den von äleser
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261 @ DM 23 enür1chten„inzwi schen h1@11c%eße Résäb@äf&3 ven ;
“ C

6

Im Urteil vom 1Ü1 15311 19?5 haJ @5 zur BeegwFä■dü■g 1m weese wt

(1 der5lichen ausgeführtz @ 19 Abs 2 @@f Saüzung @@r Eek11agt en

bis zum 51‚ JUJ11 1978 ge1ägnden Fasßu3g a? )9 auf den dieße

1hra Ablehnung gründa$ ste11e keine dem Geßeä antsvrecnenqe

Richtlinie für die Kusä;ung des äureh @ 1820 Satz 3 der Raichsm
versicherumgsordnung {RV835 91 KTQQÄLÜer1-herungsträger bei

der Enischaidung über ä1@ Üb9rnahme der Gesamtkßsten eingeräumm

ten Ermesgens dar„ Die nach äer Satzwng vorgesehene B1mdu%g

an die starra Kinäommensgrenze von @1nem Fü■f■@1 der Bezug5m

größe ä€3 @ 18 SGE „ Gem@1■53meVorsahriftem {3GB &) stehe im

Kiäer8pruch zu dem Gebo■ be1 einer Ermessensbetätigung alle

Gegebanhe1ten des Kinzelfal1es angemessen zu berücksichtigen„

Bei sachgerechtar Kürdigung de? gesam■en Umsäände hä■äe éie

Beklagte einen Kärtefa11 megahen unä die Kosten in v011em

Umfang& übernehmem müssea=

Gegen diese3 Ur1911 hat das SG die Berufung und mit gesendar»

tem Beach1u■ auch 119 Sprßngravision zugelassene

Die mit Zusu1mmung der KMger1n ging-e legäe SpungreVis1o @ der

Beklagtan Tügt d1e feh1erhafäe Anwandung das @ 782c Satz 5 HYOQ
Entgegen der Äuf£asßung dES erstinsäanz1ichan Gerichts 591 die

durch @ iL9 Äbs 2 a? der Satzung konkreü ausgesta1äete Häriem

ragelung gee1gn@äe1ne ä9r Zweckf10häung der genannteß G@w

seazesbestimmung &ntsprechenäe‚ gleichmäß1ge Ausübung dea

Ermessena gegenübar den Versicheräen zu gewähr1eisten„ Nach

dem BS”G 1913*un„sberecht1gtg Persenem würäen nicht benach«

1911igt„ Bar Ver1au1 äes GesetzgebungSV@rfahreng9 aus dem die

@@182a und 1820 RVG mit der Härä e1a111egelung in der jezzt
maßgeblichen Gestalt he“vmrge■angen gaien1 belgge‚ daß die

Zugehörigkei? zu d1esam ?er sonemkreis nicht schlechthin zur

Anerkennung e1nes Härüefa11s führen 501191

Die Eek1 agfe bean1ragäv

das angef@chtene Uréeil aufzuheben und

die K1age 332u1■é■g

Sie Klägerin beantragäg

dia % 11„10n zu?ückzuweisena _ @ “
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„lim

Die Beteiligten haben einer äntscheidung durch Urteil ohne mündm

liche Verhandlung (@ i24 Abs 2 802ielgerichtsgeeetz «SGGw ) zuw

gestimmt,

II

Die zulässige Sprungrevision ist im wesentlichen unbegründet‚ Das

SG hat im Ergebnis zutreffend äie Beklagte für verpflichtet gehalw

ten, der Klägerin die ihr die Versorgung der Versicherten mit Zahn“

ersetz aufgewandten Kosten zu ersetzen„

Das angefochtene Urteil ist aufzuheben‚ soweit es auf die von der

älägerin mit dem ieistungsantreg verbundene Anfechtungsklege die

eine Ereatzleietung eblehnende Entscheidung der Beklagten vom 123ee

3978 ebändert„ Die Klage auf Aufhebung oder Abänderung einer Ver—

waltungsentscheidung ist gemäß @ 3& Abs ? Satz 1 SGG nur stattheft,

wenn die engegriffene Maßnahme einen Verweitungseät iS des @ 3? SGB

— Verweltungsverfahren « darstellt. Der Ersetzenepruch nach 5 355?

RVG9 der sich gemäß @ 169 Abs 1 des Reicheknappschaftsgesetzes (EKG)

hkn*gegen die Beklagte richtet? ist einer Regelung durch Verwaltungs»

akt inäessen nicht zugänglich@ da sich die Beteiligten im Rehmen.äee

Auegleicheverhältnisees als gleichgeerdnete öffentlich—rechtliche

Rechteträger gegenüberstehen (BSGE &5, 290? 291 mwN3„ Davon let die
Beklagte bei ihrer Entscheidung folglich mit Recht ausgegangen„ Üan1

sie hat ihrem Schreiben vom 12„Mei 3978 weder die äußere Form eines

Verwaltungsakts verliehen noch hat sie seinem inhalt nach zum Aus“

druck gebracht, daß sie verbindlich Klarheit über das Bestehen des

geltend gemachten Ereatzanspruche schaffen wollte, Vielmehr geht

insbesondere aus dem abschließenden Satz des bezeichneten Sehreibehe

deutlich hervor, daß sie von der Erteilung eines Beecheidee bewußt

ebeehen wollte„

Die hieraus resultierende Unzuläeeigkeit der Anfechtungeklage hat

das Revisienegericht von Amts wegen zu beachten° Sie Zulässigkeit

von Klage oder Berufung zählt zu den nnverzichtbaren Prozeßvorausw

setzungen‚ die in jedem Stadium dee Verfahrens und daher im Rahmen

einer zulässigen Revision auch vom Revieienegericht zu berückeich«

tigen sind, ohne daß es einer diesbezüglichen ausdrücklichen Revi—

eienerüge bedarf (BSGE 2?‚ 292, 29&; BSG 3351?5OO @ ?5O Nr18 und

@ 1&7 Nr 2 S 2 mwN}„

Dee SG hat im übrigen aber auf die stetthefte (vgl ESGE M5‚29?)

Leistungsklege hides @ 5A Abs 5 SGG) zutreffend entschiedenqiiaß ale

gesetzlichen Verauseetzungen des geltend gemachten Ereetzenepruche

vorliegen„ „ 5 _
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enteils dee Vereicher■en en den Zehnereetzkeeten bei Vorliegen

der tetbeetendemäßigen Voraussetzungen in des Ermessen des

Versichernngeträgers ges■ellt sein soll„ Die Entetehungsgeschiehte

der Vorschrift beeäätigt diese Miü ihr ist eine Regelung enge«
strebt? die in besonders begründeten Einzelfällen unzumuübere

unä unerwünschäe finanzielle Belastungen vermeidet, welche

sich aus der Tendenz dee KVKG ergeben? dem Koetenauftrieb bei

Zahnersatz durch Beteiligung der Versicherten an den hierfür

erforderlichen Aufwenäungen entgegen2uwirken„ Dabei ist der

Selbstverwaltung miä Vorbeéeeht ein größerer äntscheidunge—

spielreum belassen werden (vgl BT—Drueks 8/358 8 51 und des zu
@ i82e EVO ergengeee Urteil des 3„ Seneäs in BSG 3023 2200
@ i82e Nr 1)„ Änderereeite kann es nicht in Betracht kommen9

daß zwar dee Vorliegen eines Härtefellee bejehtg aber gleichwohl

die „ auch ■eilweiee «
Übernahme des Eigenenteile des Vereicher«

ten ebgelehnt weréen dürfte„ Um die 5trukéur des @ i820 Satz 5
RVG als Ermessensverechrift zu bewahren9 hält es der Senat

daher für geboten « ähnlich wie er es im Zusammenhang mit der

Anwenäung dee @ 602 RVO in Anlehnung an die Entscheidung äes

Gemeinsamen Senats der obereien Gerichtshöfe des Bundes vom

19„ Oktober i97i getan hei {vgl BSGE 5&‚ 269 : 3023 Nr 1 zu
@ 602 eve; Urteil vom 28= Mei i980 « 5 RKnU 3/?9 _; für die

äärteregelung in @ l82e EVO bzw dem ihm enäsprechenden @ 1@

Satz 2 KÜLG ebeneo BSG SÜZR 2200 @ ?82e Nr 1; BSG Urteil vom
2?„ Okteber 7988 „ 3 RK 2i/8O « und Urteil vem 29„ Januar i98?

„ ii RK 7/80 „ } „? zwischen dem Begriff “besonderer Härtefell”
une dem des Ermessen anedrückenden “Können“ eine unlösbare Ver“

bindung zu sehen„ Deshalb rege auch hier der Begriff “beeenm

derer ■äriefell“ in den Ermeseenebereich hinein nnä bestimmt

zugleich Inhalt un■ Grenzen dee pflichtgemäßen Ermessene. Die

Verwaltung het äemneeh bei der ?rüiung eines besonderen Härten

fellee sich aus diesem Begriff ergebende rechtliche Schranken

zu beachten? deren Einhaltung Von äen Gerichten zu überprüfen

ist (@ 5a Abs 2 Saez 2 see)„

Die Beklegäe verteidigt bei der Ablehnung des Ereetzbegehrene

der Klägerin die Verneinung eines Härtefells mit einer Be“

gründung„ die eine fehlerhafte Aeeübeng des ihr durch @ i820

Satz 5 RVG eingeräumten Ermessene offenbart,
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3ie Anwendung der Härteklansel fordert von dem Vereicherung5w

träger grundsätzlich eine auf den Einzelfall ebgestelite Unterw
suchung, eb äie Zehlengspflieht den Versicherten finanziell

unzumutbar belasten und äeeneib besondere hart treffen würde.

Hierzu wären an sich die Höhe der Einkünfte; den Umfang der

Zehlungspflicht und gegebenenfalls eonstige finanzielle Bee

leetungen gegeneinander ebennägen (BSG SozR 2200 @ 482e Nr 1
s &; BSG«Urteil vom 2?‚ Oktober 3980 „ 3 en ea/ee „ und
BSG»Urteil vom 29. Jenaer i98i „ ii RK ?/80 „ }„ Keinen Bedenw
ken begegnet es allerdings, wenn sich die Krenkenäeeee eei der

Ausübung ihres Ermeeeene euf allgemeine Richtlinien stützt9

eeweit diese einer gleichmäßigen Erneseensenwen■ung dienen und

mit dem Gesetz in Einklang stehen (BSG ee0)„ Dabei hat ee die

Rechtsprechung des BSG für äie Ermessenebetätignng im Rahmen

der Anwendung der ■ärteregelnng in @ 482e Satz 2 RVG (bzw
@ i& Satz 2 KVLG) noch nicht als einen unbedingten Widerspruch

zum Zweck der gegebenen Ermächtigung angesehen‚ wenn der Verw
eicherungeträger aus Grünäen der Verweitnngsvereinfechung

eniäßlich der Bedürftigkeiteprüfnng nur auf des Einkemmen dee

Versicherten abstellt (vgi Ürteilg vom 29‚ Januar i98i und
21. Oktober 1980%ae0)„ Der Senat sieht keine durchgreifenden

Bedenken; diese Auffeesnng für die Henähabung des @ 3820
Satz 5 RVG gieiehfaile gelten zu leseenä allerdings mit der

Einschränkung, daß neben der Anwendung des generellen Ermeew
senemeßstebe stets Raum für eine Einzelfallenteeheidnng enfw

grund besonäerer Gegebenheiten des kenkreten Sachverhalte

bleibt (so auch äer ii„ Senat des BSG im Urteil vom 25„ Januar
i981 aaO). Das gilt auch denn, wenn die Richtlinien für die
Ausübung des Ermessene „ wie hier „ in die Form einer Satzung

gekleiéet sind £vgl @ 155 N? ? RKG)„ Ohne äieee Einschränkung

Wände es im praktischen Ergebnis dazu führen, daß die Ver»

weltung nach eigenem Willen und im widerenrucn Zur Absicht

des Gesetzgebers eine Ermesseneleietung unter eigener Bestim—

mung der Voraussetzungen in einen Rechtenneprneh umwenäelt„

Der Senat folgt äen genannten Entscheidungen aber auch insoweit

als zu fordern ist, daß bei der Wahl einer Einkemmenegrenze

als generelle Ermessenerichtschnur diese nicht in einer Weise

festgelegt werden darf‚ die Versicherte von der nach dem
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Gesetz ersichtlich auch für sie gewollten Begünstigung ens«

schließt. Wenn die Rechtsprechung bei der Entscheidung über die

Befreiung von der Gebühr für Arznei“, Verband— und Heilmittel
nach @ ?82a Satz 2 RVG die Einkommensgrenze von einem Drittel

der Bezugsgröße des @ i8 SGB @ als zu niedrig angesehen hat
(BSGWUrteile vom 21. Oktober i980 — } RK 21/80

„ nnä vom

29. Januar i981 „ ?? RK ?/86 „ ), so kann hinsichtlich der Über“

nehme @es Eigenenteils der Zehnereetzkoeten nach @ ?82e Satz 3

RVG nichts anderes gelten, Zwar handelt es sich im ersten Fell

nm in der Regel wiederkehrende Belastungen? währenä der Zehn“

koetenenteil üblicherweise nur einmal oder ellenfells in großen

Zeitabständen wiederholt enfällte Demgegenüber macht aber der
Eigenbetreg für Zahnersatz häufig eine der Höhe nach so erhebw

liche Summe aus, daß sie in einer Vielzahl von Fällen den bei

laufendem Arzneimittelbederf nach @ 182e Satz 4 BVG zu zahlenden

Gesamtbetrag äer relativ geringen Einzelgebühren übersteigt.
Die Beklagte kann demnach nicht äen Anspruch der Versicherten

auf Übernahme des Eigenenteile der Zehnersatzkesten und damit
in Ergebnis ebenfalls nicht des Ersetzbegehren der Klägerin

unter Berufung auf @ &9 Abs 2 ihrer Satzung, der in der bis

zum 51„ Juli 1978 geltenden Fassung die volfständige Kosten—
freistellnng gar nur bei einem Einkommen von höchstens einem

Fünftel der Bezugsgröße des @ i8 SGB 4 zuließ, verneinen„

Der Senat ist mit dem SG zu dem Schluß gelangt? daß die Be"

klagte ihre eblehnende Haltung nicht durch eneere fehlerfreie

Erwägungen rechtfertigen kann. Die Verpflichtung der Beklagten,

im Verhältnis zur Klägerin den Eigenanteil der Vereicherten zu
tragen? ergibt sich jedenfalls aus dem Gesichtspunkt der Selbst“

bindung„ Die Beklagte hat mit wirkung vom @, Augnet a97e @ eg
Abs 2 ihrer Satzung ergänzt (vgl den 56„ Nachtrag zur Setzung

der Bundeskneppscheft in Kempeß 1978‚ 288), Eaneoh übernimmt

sie gemäß 5 49 Abs 2 Satz 5 der Satzung den Eigenanteil des Ver«
sicherten an den Zahnersatzkosten, wenn die Voraussetzungen des

ebenfalls neu eingefügten @ &?e'Abe'3'der'3etzUng verliegen;

Ein besonderer Härtefell wird nach @&?e Abs 3 Satz 2 Buchstabe b
grundsätzlich engenemmen, wenn bei Unterbringung des Versicherten

...9„
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in einem Pflegeheim der Träger der Sozialhilfe die Kosten ©anz

oder teilweise trägt unä der Versicherte lediglich ein Taschee«
geld entepreehenä den Versehriften des QSHG erhält, Die Bew

klagte geht dabei effenber davon aus9 daß die Kostenübernahme

iS des @ 3826 Saez 3 eve gemäß @ 155 Nr ? exe einer satzungs»
mäßigen Regelung zugänglicä ist„ Ob éies zutrifft und ob die

Satzung insoweit Rechtsnermqualität hat eder lediglich als

eine voa der Beklagten selbst gesetzte unä äer Zielrichtung

des 5 1820 Satz 3 RVG entsprechende Ermessensrichtlinie zu
äeurteilen isä, braucht in diesem Zusammenhang nicht weiter

geprüft zu werden„ Die Regelung hat jedenfalls vater dem Ge»

siehtspenkü der Selbstbinäung zur Felge„ daß im vorliegenden
Fall eine besondere Härte durch die Belaeüung miä dem Eigenm

anteil der Zehnersetzkestee anzuerkennen isä9 weil die in

@ e7a Abs 3 Satz 2 Buchsiebe b der 3eizung genannten ?ereusw

setzmngen nach den unangegriffenen und für den Seneä gemäß

@ 163 SGGbindenden éeteächlichee ?esteteilungen des SG bei
der Versicherten veeliegenp

Die Folgerungy daß diese durch die Ergänzung der Satzung einm

getretene Äederung äer Saab» und Rechtslage im Verfahren zu

berücksichtigen ist„ ergibt sich aus dem Charakter des £rsat2w

anspruchs ■ach @ i53i EVO als eines mit der Leistengekiage zu
verfolgenden Beehisi Für die Entscheidung ü%er eine Leieiungsw

klage ist « ebense wie bei äer Verpflichtungsklege als einer

Sonderform der Leistungsklege « die Sechw und Reeätelage meßw

gehend, die sich dem Geriehi im Zeitpunkt seiner Entscheidung

darbietei {8833 59 2589 2&2; 10„ 202„ 205; i5? 239? 243; i6$

257; 260; 589 ■58$ 175 mwN3„ Das SG häüte äeäer die voe der
Beklagten durch die Satzung sich selbst euferlegte Ermessen5w

bieäung beachten unä aufgrund dessen im Verhältnis zur Klägew

rin die Verpflichtung der Beäiegtee zur uneingeschränküen
Übernahme des Eigenan■eils der Versicherten ee äen Zahnersatz»

kosten bejehee müssen„ Da somit alle Möglichkeiten für eine

ermessensfehlerfreie Ablehnung durch die Beklagte zu verneinen

sind‚ hat das SG im Ergebnis zu Recht den Ersetzanspruch der

Klägerin für begrünäei angesehen, Deshalb war sein Urteil
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„ 30 „

insoweit durch Zurückweisung der Revision zu bastätigen (@ 470
Abs ? SSG),

Die Küstenentscheidung beruht auf @ 193 Abs & SGG„
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